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Gegenüberstellung	Beschluss	des	Parteikonvents	–	Gemeinsames	Auslegungsinstrument	und	38	Erklärungen		
(Stand	30.10.2016)	

	
Der	Parteikonventsbeschluss	umfasst	den	gesamten	Beratungs-	und	Ratifizierungsprozess	für	CETA	
	
Forderungen	aus	dem	Parteikonventsbeschluss	19.09.2016	 Gemeinsames	 Auslegungsinstrument	 zum	 Umfassenden	

Wirtschafts-	 und	 Handelsabkommen	 (CETA)	 zwischen	
Kanada	 und	 der	 Europäischen	 Union	 und	 ihren	
Mitgliedstaaten	und	38	Erklärungen	

Rechtsverbindlichkeit:		
	
„Es	gibt	[...]	an	einigen	Stellen	noch	offene	Punkte	und	Fragen,	die	
im	bevorstehenden	Beratungs-	und	Ratifizierungsprozess	weiter	
geprüft	 werden	 müssen.	 Hier	 sind	 Klarstellungen	 und	
Präzisierungen	 erforderlich,	 etwa	 in	 Form	 von	 rechtlich	
verbindlichen,	 ergänzenden	 Erklärungen	 zwischen	 den	
Vertragspartnern.	Dies	können	Protokollerklärungen	sein	oder	
etwa	auch	Begleitvereinbarungen	zwischen	den	Vertragspartnern,	
die	die	bereits	im	CETA-Vertrag	vorgesehenen	Revisionsklauseln	
inhaltlich	ausfüllen.“	(S.	7)	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
„Unter	Bezugnahme	auf	die	Beschlüsse	des	SPD-Konvents	vom	20.	
September	2014	und	des	Beschlusses	des	Bundesparteitages	vom	
8.	Dezember	2015	erwarten	die	Delegierten	des	Parteikonvents	
vom	 hier	 beschriebenen	 Prozess,	 dass	 rechtsverbindlich,	
möglichst	 vor	 Beschlussfassung	 im	 Ministerrat	 bzw.	 im	

	
Gemeinsames	Auslegungsinstrument:	
Mit	diesem	Auslegungsinstrument	wird	 im	Sinne	von	Artikel	31	
des	 Wiener	 Vertragsrechtsübereinkommens	 klar	 und	 eindeutig	
zum	Ausdruck	gebracht,	worauf	sich	Kanada	und	die	Europäische	
Union	 und	 ihre	 Mitgliedstaaten	 mit	 einigen	 Bestimmungen	 des	
CETA,	die	Gegenstand	öffentlicher	Debatten	und	Bedenken	waren,	
geeinigt	haben	und	wie	sie	diese	Bestimmungen	einvernehmlich	
auslegen.		
	
Erklärung	38:	
Der	 Juristische	 Dienst	 des	 Rates	 bestätigt	 hiermit,	 dass	 nach	
Artikel	 31	 Absatz	 2	 Buchstabe	 b	 des	 Wiener	 Übereinkommens	
über	 das	 Recht	 der	 Verträge	 das	 Gemeinsame	
Auslegungsinstrument,	 das	 von	 den	 Vertragsparteien	 bei	 der	
Unterzeichnung	des	CETA	angenommen	werden	soll	und	das	den	
Kontext	 des	 CETA	 bildet,	 ein	 Bezugsdokument	 darstellt,	 das	
heranzuziehen	 ist,	wenn	bei	der	Umsetzung	des	CETA	Probleme	
im	Hinblick	auf	die	Auslegung	seines	Wortlauts	auftreten.	Deshalb	
hat	es	Rechtskraft	und	verbindlichen	Charakter.		
	
Die	Europäische	Union	und	ihre	Mitgliedstaaten	und	Kanada	legen	
zum	Zeitpunkt	der	Unterzeichnung	des	Umfassenden	Wirtschafts-	
und	Handelsabkommens	(CETA)	das	nachstehende	Gemeinsame	
Auslegungsinstrument	fest.		
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anschließenden	 Parlamentarischen	 Verfahren,	 folgende	 Punkte	
vereinbart	werden,	um	CETA	zustimmungsfähig	zu	machen“	(S.9)	

		
[Die	 rechtsverbindliche	 Gemeinsame	 Erklärung	wird	 von	 Kanada,	
der	Kommission,	Rat	und	den	28	Mitgliedstaaten	gebilligt.	Sie	wird	
als	 Teil	 des	 Abkommens	 gemeinsam	mit	 allen	 anderen	 Teilen	 im	
Amtsblatt	veröffentlicht.]	
	

	
Investitionsschutz/Investitionsgerichtshof	
	
„Es	 wird	 im	 weiteren	 parlamentarischen	 Verfahren	 genau	 zu	
prüfen	 sein,	 inwieweit	 insbesondere	 die	 Definitionen	 der	
unbestimmten	 Rechtsbegriffe	 tatsächlich	 bereits	 hinreichend	
präzise	 sind	 und	 ob	 die	 Unabhängigkeit	 der	 richterlichen	
Entscheidungen	 ausreichend	 gewährleistet	 ist.	 In	 unserem	
Konventsbeschluss	 haben	 wir	 formuliert,	 dass	 wir	 unklare	
Definitionen	dieser	Rechtsbegriffe	ablehnen.	Wir	erwarten,	dass	
die	 Parlamente	 diese	 Fragen,	 die	 auch	 von	 Teilen	 der	
Zivilgesellschaft	 vorgebracht	 werden,	 umfassend	 prüfen	 und	
nötigenfalls	Klarstellungen	vor	der	Ratifizierung	herbeiführen.“	(s.	
S.	4)	
	
	
„Durch	-	wo	nötig	-	Klarstellungen	ist	in	jedem	Fall	sicherzustellen,	
dass	 beim	 Investitionsgerichtshof	 die	 Unabhängigkeit	 der	
richterlichen	Entscheidung	gesichert	ist	und	dass	die	materiellen	
Rechtsstandards	 durch	 klare	 Definitionen	 unseriöse	
Forderungen	ausschließen;“	(S.	7)	
	
	
	
„Im	 Bereich	 des	 Investorenschutzes	 muss	 mit	 Blick	 auf	 die	
Rechtstatbestände,	wie	z.B.	 ‚faire	und	gerechte	Behandlung‘	und	
‚indirekte	 Enteignung‘	 sichergestellt	 werden,	 dass	 keine	
Bevorzugung	 von	 ausländischen	 gegenüber	 inländischen	

	
Gemeinsames	Auslegungsinstrument:	
Investitionsschutz	
f)	Das	CETA	weicht	entschieden	vom	traditionellen	Konzept	der	
Beilegung	 von	 Investitionsstreitigkeiten	 ab	 und	 sieht	 die	
Errichtung	 unabhängiger,	 unparteilicher	 und	 ständiger	
Investitionsgerichte	 vor,	 geleitet	 von	 den	 Grundsätzen	
öffentlicher	Rechtssysteme	in	der	Europäischen	Union	und	ihren	
Mitgliedstaaten	 und	 in	 Kanada	 sowie	 von	 den	 Grundsätzen	
internationaler	Gerichte	wie	dem	Internationalen	Gerichtshof	und	
dem	 Europäischen	 Gerichtshof	 für	 Menschenrechte.	
Dementsprechend	wird	es	sich	bei	den	Mitgliedern	dieser	Gerichte	
um	 Personen	 handeln,	 die	 in	 ihren	 jeweiligen	 Ländern	 die	 zur	
Ausübung	 des	 Richteramts	 erforderlichen	 Qualifikationen	
besitzen	 und	 von	 der	 Europäischen	 Union	 und	 Kanada	 für	 eine	
bestimmte	 Amtszeit	 ernannt	 werden.	 Mit	 den	 Rechtssachen	
werden	jeweils	drei	nach	dem	Zufallsprinzip	ernannte	Mitglieder	
befasst.	Für	diese	Personen	wurden	strikte	Ethikregeln	festgelegt,	
um	sicherzustellen,	dass	sie	unabhängig	und	unparteilich	sind,	und	
Interessenkonflikte,	 Befangenheit	 oder	 den	 Anschein	 der	
Befangenheit	 auszuschließen.	 Die	 Europäische	 Union	 und	 ihre	
Mitgliedstaaten	 und	 Kanada	 haben	 vereinbart,	 unverzüglich	 die	
weiteren	 Arbeiten	 an	 einem	 Verhaltenskodex,	 der	 die	
Unparteilichkeit	 der	 Mitglieder	 der	 Gerichte	 zusätzlich	
sicherstellen	soll,	an	der	Art	und	Höhe	ihrer	Vergütung	und	an	dem	
Verfahren	für	ihre	Auswahl	aufzunehmen.	Das	gemeinsame	Ziel	ist	
es,	 die	 betreffenden	 Arbeiten	 bis	 zum	 Inkrafttreten	 des	 CETA	
abzuschließen.		
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Investoren	 oder	 Bürgerinnen	 und	 Bürgern	 stattfinden.	
Investorenschutz	sollte	somit	auf	die	Diskriminierung	gegenüber	
inländischen	Investoren	beschränkt	werden.“	(S.	9)		
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Gemeinsames	Auslegungsinstrument:	
a)	 Das	 CETA	 enthält	 moderne	 Investitionsvorschriften,	 nach	
denen	die	Regierungen	weiterhin	das	Recht	haben,	im	öffentlichen	
Interesse	 regelnd	 tätig	 zu	 werden,	 auch	 wenn	 sich	 diese	
Regelungen	auf	eine	ausländische	Investition	auswirken,	wobei	es	
gleichzeitig	 ein	hohes	Maß	an	Schutz	 für	 Investitionen	und	eine	
faire	und	transparente	Streitbeilegung	garantiert.	Das	CETA	wird	
nicht	 dazu	 führen,	 dass	 ausländische	 gegenüber	
einheimischen	 Investoren	 begünstigt	 werden.	 Das	 CETA	
privilegiert	 nicht	 die	 Anrufung	 der	 mit	 dem	 Abkommen	
eingerichteten	Investitionsgerichtsbarkeit.	Die	Investoren	können	
sich	stattdessen	dafür	entscheiden,	die	verfügbaren	Rechtsbehelfe	
vor	inländischen	Gerichten	einzulegen.		
b)	Im	CETA	wird	klargestellt,	dass	die	Regierungen	ihre	Gesetze	
ändern	dürfen,	und	zwar	auch,	wenn	sich	dies	negativ	auf	eine	
Investition	 oder	 die	 Gewinnerwartungen	 eines	 Investors	
auswirkt.	 Überdies	 wird	 darin	 klargestellt,	 dass	 eine	 etwaige	
Entschädigung,	 die	 einem	 Investor	 zu	 zahlen	 ist,	 vom	 Gericht	
nach	objektiven	Kriterien	festgelegt	wird	und	den	vom	Investor	
erlittenen	Verlust	nicht	übersteigen	darf.		
d)	Die	Europäische	Union	und	Kanada	 sind	gehalten,	den	 Inhalt	
der	 Verpflichtung	 zur	 gerechten	 und	 billigen	 Behandlung	
regelmäßig	zu	überprüfen,	um	sich	zu	vergewissern,	dass	sie	ihren	
Absichten	 (auch	 denen,	 die	 in	 dieser	 Erklärung	 dargelegt	 sind)	
entspricht	 und	nicht	 weiter	 ausgelegt	 werden	 kann,	 als	 von	
ihnen	beabsichtigt.		
e)	 Um	 zu	 gewährleisten,	 dass	 die	 Gerichte	 die	 Absicht	 der	
Vertragsparteien,	wie	sie	im	Abkommen	festgelegt	ist,	unter	allen	
Umständen	achten,	enthält	das	CETA	Bestimmungen,	wonach	die	
Vertragsparteien	 bindende	 Auslegungen	 festlegen	 können.	
Kanada	 und	 die	 Europäische	 Union	 und	 ihre	 Mitgliedstaaten	
verpflichten	sich,	von	diesen	Bestimmungen	Gebrauch	zu	machen,	
um	eine	etwaige	Fehlinterpretation	des	CETA	durch	die	Gerichte	
zu	verhindern	oder	zu	korrigieren.		
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	36	 Erklärung	 der	 Kommission	 und	 des	 Rates	 zum	
Investitionsschutz	und	zum	Investitionsgerichtshof:	
Die	 Kommission	 verpflichtet	 sich,	 die	 Überarbeitung	 des	
Streitbeilegungsmechanismus	 (Investitionsgerichtshof)	
unverzüglich	 und	 so	 fristgerecht	 fortzusetzen,	 dass	 die	
Mitgliedstaaten	 sie	 bei	 ihren	 Ratifizierungsverfahren	
berücksichtigen	 können;	 dabei	 verfährt	 sie	 nach	 den	 folgenden	
Grundsätzen:		
Die	 Auswahl	 sämtlicher	 Richter	 des	 Gerichts	 und	 der	
Rechtsbehelfsinstanz	erfolgt	unter	der	Kontrolle	der	europäischen	
Organe	und	der	Mitgliedstaaten	in	strenger	Weise	mit	dem	Ziel,	die	
Unabhängigkeit	 und	 Unparteilichkeit	 sowie	 die	 höchste	
Kompetenz	 der	 Richter	 zu	 gewährleisten.	 Was	 insbesondere	
die	europäischen	Richter	anbelangt,	so	 ist	bei	der	Auswahl	auch	
darauf	 zu	 achten,	 dass	 vor	 allem	auf	 lange	 Sicht	 die	Vielfalt	 der	
europäischen	 Rechtstraditionen	 vertreten	 ist.	 Dabei	 gilt	
Folgendes:		
o	Die	Kandidaten	für	das	Amt	eines	europäischen	Richters	werden	
von	den	Mitgliedstaaten	benannt,	die	auch	an	der	Bewertung	der	
Kandidaten	teilnehmen.		
o	Unbeschadet	der	in	Artikel	8.27.4	des	CETA	genannten	sonstigen	
Bedingungen	müssen	die	Mitgliedstaaten	Kandidaten	vorschlagen,	
die	die	in	Artikel	253	Absatz	1	AEUV	genannten	Kriterien	erfüllen.		
o	Die	Kommission	sorgt	in	Absprache	mit	den	Mitgliedstaaten	und	
mit	Kanada	dafür,	dass	eine	gleichermaßen	strenge	Bewertung	der	
Bewerbungen	der	übrigen	Richter	des	Gerichts	erfolgt.		
Die	 Richter	 werden	 von	 der	 Europäischen	 Union	 und	 von	
Kanada	dauerhaft	vergütet.	Es	ist	darauf	hinzuarbeiten,	dass	
die	Richter	ihre	Tätigkeit	vollzeitlich	ausüben.		
Die	ethischen	Anforderungen	an	die	Mitglieder	des	Gerichts	und	
der	 Rechtsbehelfsinstanz,	 die	 bereits	 im	 CETA	 vorgesehen	 sind,	
werden	 so	 rasch	 wie	 möglich	 und	 so	 zeitig	 in	 einem	
verbindlichen	und	zwingenden	Verhaltenskodex	im	Einzelnen	
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festgelegt	(was	ebenfalls	bereits	im	CETA	vorgesehen	ist),	dass	die	
Mitgliedstaaten	 sie	 bei	 ihren	 Ratifizierungsverfahren	
berücksichtigen	 können.	 Dieser	 Kodex	 enthält	 insbesondere	
Folgendes:		
o	 klare	 Verhaltensregeln	 für	 die	 Kandidaten	 für	 das	 Amt	 eines	
Mitglieds	 des	 Gerichts	 oder	 der	 Rechtsbehelfsinstanz,	 vor	 allem	
bezüglich	 der	 Offenlegung	 ihrer	 früheren	 oder	 gegenwärtigen	
Tätigkeiten,	die	 ihre	Ernennung	oder	die	Ausübung	 ihres	Amtes	
beeinflussen	könnten;		
	o	klare	Verhaltensregeln,	die	für	die	Mitglieder	des	Gerichts	und	
der	Rechtsbehelfsinstanz	während	ihrer	Amtszeit	gelten;		
o	klare	Verhaltensregeln,	die	für	die	Mitglieder	des	Gerichts	und	
der	 Rechtsbehelfsinstanz	 nach	 Ablauf	 ihrer	 Amtszeit	 gelten,	
einschließlich	des	Verbots,	gewisse	Ämter	oder	Berufe	während	
eines	 bestimmten	 Zeitraums	 nach	 Ablauf	 ihrer	 Amtszeit	
auszuüben;		
o	 einen	 Sanktionsmechanismus	 für	 Verstöße	 gegen	 diese	
Verhaltensregeln,	 der	 wirksam	 ist	 und	 die	 Unabhängigkeit	 der	
Gerichtsbarkeit	uneingeschränkt	achtet.		
Der	Zugang	zu	dieser	neuen	Gerichtsbarkeit	für	die	schwächsten	
Parteien,	das	heißt	für	KMU	und	Privatpersonen,	wird	verbessert	
und	erleichtert.	Zu	diesem	Zweck	geschieht	Folgendes:		
	…	
Das	in	Artikel	8.28	des	CETA	vorgesehene	Rechtsmittelverfahren	
wird	 so	 organisiert	 und	 verbessert,	 dass	 es	 geeignet	 ist,	 die	
Kohärenz	 der	 in	 erster	 Instanz	 ergangenen	 Entscheidungen	 zu	
gewährleisten	und	damit	 zur	Rechtssicherheit	 beizutragen.	Dies	
setzt	insbesondere	Folgendes	voraus:		
o	 Die	 Zusammensetzung	 der	 Rechtsbehelfsinstanz	 wird	 so	
organisiert,	 dass	 eine	 größtmögliche	 Dienstbereitschaft	
gewährleistet	ist.		
o	 Es	 wird	 vorgesehen,	 dass	 jedes	 Mitglied	 der	
Rechtsbehelfsinstanz	 verpflichtet	 ist,	 sich	 laufend	 über	 die	
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„Zudem	 soll	 die	 öffentliche	 Daseinsvorsorge	 aus	 dem	
Streitschlichtungsmechanismus	herausgenommen	werden.“	(S.	4)	
	

Entscheidungen	der	Kammern	der	Rechtsbehelfsinstanz,	denen	es	
nicht	angehört,	zu	informieren.		
o	 Die	 Rechtsbehelfsinstanz	 muss	 die	 Möglichkeit	 haben,	 in	
Angelegenheiten,	 in	denen	es	um	wichtige	Grundsatzfragen	geht	
oder	in	denen	ihre	Kammern	unterschiedlicher	Meinung	sind,	als	
"Große	Kammer"	zu	tagen.		
Der	 Rat	 unterstützt	 im	Übrigen	 die	 Europäische	Kommission	 in	
ihren	Bestrebungen,	darauf	hinzuwirken,	dass	ein	multilateraler	
Investitionsgerichtshof	errichtet	wird,	der,	sobald	er	errichtet	ist,	
gemäß	dem	im	CETA	vorgesehenen	Verfahren	an	die	Stelle	des	mit	
dem	CETA	eingeführten	bilateralen	Systems	treten	wird.		
	
37	Erklärung	Belgiens		
Belgien	 wird	 den	 Gerichtshof	 der	 Europäischen	 Union	 um	 ein	
Gutachten	 bezüglich	 der	 Vereinbarkeit	 des	
Investitionsgerichtshofs	 mit	 den	 europäischen	 Verträgen,	
insbesondere	im	Lichte	des	Gutachtens	1/2014,	ersuchen.		
	
29	 Erklärung	 der	 Kommission	 zu	 öffentlichen	
Dienstleistungen:		
	Insoweit	 es	 sich	 bei	 derartigen	 Dienstleistungen	 nicht	 um	 in	
Ausübung	 der	 Regierungsgewalt	 erbrachte	 Dienstleistungen	
handelt,	wird	insbesondere	davon	ausgegangen,	dass	die	von	der	
EU	 und	 ihren	 Mitgliedstaaten	 eingegangenen	 Verpflichtungen	
(einschließlich	der	Verpflichtungen	in	Bezug	auf	den	Marktzugang	
in	 den	Artikeln	 8.4,	 9.6	 und	 13.6	 des	Abkommens)	 und	die	 von	
ihnen	 eingelegten	 Vorbehalte	 in	 Bezug	 auf	 derartige	
Dienstleistungen,	einschließlich	öffentlicher	Dienstleistungen	wie	
Bildung,	Gesundheit	und	sozialer	Dienste,	gewährleisten,	dass	die	
Mitgliedstaaten	 im	 Einklang	 mit	 dem	 EU-Recht	 nach	 eigenem	
Ermessen	 weiterhin	 Dienste	 von	 allgemeinem	 wirtschaftlichem	
Interesse	 unterhalten	 dürfen.	 Es	 sei	 festgehalten,	 dass	 das	
System	 der	 Investitionsgerichtsbarkeit	 nicht	 für	
Bestimmungen	über	den	Marktzugang	gilt.		
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Gemischter	Ausschuss	/	right	to	regulate	
	
	
„Bei	 der	 Arbeit	 des	 Gemischten	 Ausschusses	 ist	 sicherzustellen	
und	 regelmäßig	 auch	 gerade	 durch	 die	 Parlamente	 der	
Vertragspartner	genau	zu	prüfen,	dass	die	vorgesehene	Kontrolle	
des	 Gemischten	 Ausschusses	 transparent	 erfolgt.	 Es	 muss	 so	
sichergestellt	sein,	dass	-	wie	im	Vertrag	angelegt	-	die	Rolle	des	
Ausschusses	 auf	 eine	 umsetzende	 und	 empfehlende	 Funktion	
begrenzt	 bleibt.	 In	 keinem	 Fall	 darf	 die	 demokratische	
Gestaltungsfreiheit	 mittel-	 oder	 unmittelbar	 eingeschränkt	
werden.“	(S.	5)	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
„Es	muss	sicher-	und	klargestellt	werden,	dass	alle	Gremien,	die	
durch	 das	 CETA-Abkommen	 geschaffen	 werden,	 zunächst	 eine	
beratende	Funktion	 zur	Umsetzung	des	Abkommens	haben	und	
begrenzte	Entscheidungen	nur	im	Einklang	mit	den	demokratisch	
legitimierten	 Verfahren	 der	 Partner	 treffen	 und	 nicht	 die	
Souveränität	der	Parlamente	und	Regierungen	verletzen	dürfen.“	
(S.	10)	
	

	
	
18	Erklärung		der	Kommission	
Es	 sei	 festgehalten,	 dass	 es	 unwahrscheinlich	 ist,	 dass	 in	 naher	
Zukunft	 ein	 Beschluss	 zur	 Änderung	 des	 CETA	 und	 eine	 vom	
Gemischten	CETA-Ausschuss	anzunehmende	bindende	Auslegung	
des	 CETA	 erforderlich	 sein	 werden.	 Daher	 beabsichtigt	 die	
Kommission	nicht,	 gemäß	Artikel	 218	Absatz	9	 einen	Vorschlag	
zur	 Änderung	 des	 CETA	 oder	 zur	 Annahme	 einer	 bindenden	
Auslegung	 des	 CETA	 vorzulegen,	 bevor	 das	Hauptverfahren	 vor	
dem	deutschen	Bundesverfassungsgericht	abgeschlossen	ist.	
	
19	Erklärung	des	Rates	und	der	Kommission:		
Der	Rat	und	die	Mitgliedstaaten	weisen	darauf	hin,	dass	der	von	
der	 Union	 und	 ihren	 Mitgliedstaaten	 im	 Gemischten	 CETA-
Ausschuss	einzunehmende	Standpunkt	zu	einem	Beschluss	dieses	
Ausschusses,	 der	 in	 die	 Zuständigkeit	 der	 Mitgliedstaaten	 fällt,	
einvernehmlich	festgelegt	wird.		
		
Gemeinsames	Auslegungsinstrument:	
Regelungsrecht		
Das	CETA	wahrt	die	Fähigkeit	der	Europäischen	Union	und	ihrer	
Mitgliedstaaten	 und	 Kanadas,	 ihre	 eigenen	 Gesetze	 und	
Vorschriften,	die	im	öffentlichen	Interesse	die	Wirtschaftstätigkeit	
regulieren,	zur	Erreichung	legitimer	politischer	Ziele	in	Bereichen	
wie	 etwa	 Schutz	 und	 Förderung	 der	 öffentlichen	 Gesundheit,	
Sozialdienstleistungen,	 öffentliches	 Bildungswesen,	 Sicherheit,	
Umweltschutz,	 öffentliche	 Sittlichkeit,	 Sozialschutz	 oder	
Verbraucherschutz,	 Schutz	 von	 Privatsphäre	 und	 Datenschutz	
sowie	Förderung	und	Schutz	der	kulturellen	Vielfalt	 zu	erlassen	
und	anzuwenden.		
Regulierungszusammenarbeit		
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Das	CETA	bietet	Kanada	und	der	Europäischen	Union	und	 ihren	
Mitgliedstaaten	 eine	 Plattform	 zur	 Erleichterung	 der	
Zusammenarbeit	zwischen	ihren	Regulierungsbehörden	mit	dem	
Ziel,	 eine	bessere	Qualität	der	Regulierung	und	eine	effizientere	
Nutzung	 der	 administrativen	 Ressourcen	 zu	 erreichen.	 Diese	
Zusammenarbeit	wird	 freiwillig	 sein:	Die	Regulierungsbehörden	
können	 freiwillig	 zusammenarbeiten,	 sie	 sind	 aber	 nicht	 dazu	
verpflichtet,	 und	 sie	 sind	 auch	 nicht	 dazu	 verpflichtet,	 die	
Ergebnisse	ihrer	Zusammenarbeit	umzusetzen		
		

	
Vorsorgeprinzip	
	
„Das	 Vorsorgeprinzip	 ist	 in	 den	 europäischen	 Verträgen	
festgeschrieben.	Um	diese	Rechtsposition	zusätzlich	klarzustellen,	
sollte	 das	 Vorsorgeprinzip	 nochmals	 ausdrücklich	 in	 Bezug	 auf	
CETA	bekräftigt	werden.“	(S.	6)	
	
„Unter	 Bezugnahme	 auf	 das	 Cartagena-Protokoll	 und	 die	
Rechtsposition	 der	 EU	 im	 WTO-Verfahren	 über	 Hormonfleisch	
zwischen	 der	 EU	 und	 Nordamerika	 muss	 unmissverständlich	
und	 rechtsverbindlich	 erklärt	 werden,	 dass	 die	 EU	 im	
Rahmen	 des	 CETA-Abkommens	 in	 keiner	 Weise	 vom	
primärrechtlich	verankerten	Vorsorgeprinzip	(Art.	191	AEUV)	
abweicht.“	(S.	9)	
	

	
	
Gemeinsames	Auslegungsinstrument:	
Die	 Europäische	 Union	 und	 ihre	 Mitgliedstaaten	 und	 Kanada	
bekräftigen	ihre	Verpflichtungen	im	Hinblick	auf	die	Vorsorge,	die	
sie	im	Rahmen	internationaler	Übereinkommen	eingegangen	sind.	
	
7	 Erklärung	 der	 Kommission	 zum	 Schutz	 des	
Vorsorgegrundsatzes	im	CETA:		
Die	 Kommission	 bestätigt,	 dass	 die	 Fähigkeit	 der	 Europäischen	
Union	und	 ihrer	Mitgliedstaaten,	 die	 fundamentalen	Grundsätze	
ihrer	Regulierungstätigkeiten	anzuwenden,	durch	CETA	gewahrt	
wird.	Für	die	Europäische	Union	gehören	zu	diesen	Grundsätzen	
die	 im	Vertrag	über	die	Europäische	Union	und	im	Vertrag	über	
die	 Arbeitsweise	 der	 Europäischen	 Union	 verankerten	
Grundsätze,	 insbesondere	der	Grundsatz	der	Vorsorge,	der	 in	
Artikel	191	genannt	und	in	Artikel	168	Absatz	1	und	Artikel	169	
Absätze	 1	 und	 2	 des	 Vertrags	 über	 die	 Arbeitsweise	 der	
Europäischen	Union	seinen	Niederschlag	findet.		
Folglich	 bestätigt	 die	 Kommission,	 dass	 CETA	 keine	
Bestimmungen	 enthält,	 die	 eine	 Anwendung	 des	
Vorsorgegrundsatzes	 in	 der	 Europäischen	 Union,	 wie	 er	 im	
Vertrag	über	die	Arbeitsweise	der	Europäischen	Union	festgelegt	
ist,	verhindern.		
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26	 Erklärung	 der	 Kommission	 über	 die	 Fortführung	 des	
Verbots	 von	 Stoffen	 mit	 hormonaler	 Wirkung	 zur	
Wachstumsförderung	 bei	 Nutztieren	 (wie	
hormonbehandeltes	Rindfleisch):		
Die	 Kommission	 bestätigt,	 dass	 es	 durch	 CETA	 keinerlei	
Auswirkungen	auf	die	Rechtsvorschriften	der	Europäischen	Union	
über	 hormonbehandeltes	 Rindfleisch	 gibt.	 Insbesondere	 enthält	
CETA	 keine	 zusätzlichen	 Verpflichtungen	 für	 die	 Europäische	
Union	 in	 Bezug	 auf	 die	 Einfuhr	 von	 hormonbehandeltem	
Rindfleisch.	 Der	 Europäischen	 Union	 wird	 es	 daher	 weiterhin	
freistehen,	ihre	geltenden	Rechtsvorschriften	über	das	Verbot	von	
Stoffen	 mit	 hormonaler	 Wirkung	 zur	 Wachstumsförderung	 bei	
Nutztieren	anzuwenden	(Richtlinie	96/22/EG,	geändert	durch	die	
Richtlinie	 2003/74/EG),	 die	 es	 ihr	 ermöglichen,	 weiterhin	 die	
Herstellung	 oder	 Einfuhr	 von	 Fleisch	 und	 Erzeugnissen	 von	
Tieren,	die	mit	solchen	Stoffen	behandelt	wurden,	zu	verbieten.		
	In	diesem	Zusammenhang	erinnert	die	Kommission	daran,	dass	
Drittländer,	 die	 Fleisch	 in	 die	 EU	 ausführen	dürfen	und	die	 den	
Einsatz	 von	 Wachstumsförderern	 für	 den	 Binnenverbrauch	
zulassen,	 über	 getrennte	 Produktionssysteme	 verfügen	müssen,	
damit	sichergestellt	ist,	dass	in	dem	in	die	EU	ausgeführten	Fleisch	
keine	 verbotenen	 Stoffe	 enthalten	 sind.	 Diese	 Systeme	 müssen	
gemäß	den	Rechtsvorschriften	der	EU	(Richtlinie	96/23/EG	über	
Kontrollmaßnahmen	 hinsichtlich	 bestimmter	 Stoffe	 und	 ihrer	
Rückstände	 in	 lebenden	 Tieren	 und	 tierischen	 Erzeugnissen)	
überwacht	 werden.	 Mit	 dem	 CETA	 wird	 keines	 dieser	
Erfordernisse	geändert.		
Fleisch	 und	 frisches	 Fleisch	 aus	 Drittländern,	 einschließlich	
Kanadas,	 darf	 nur	 dann	 in	 die	 Europäische	 Union	 eingeführt	
werden,	 wenn	 es	 sämtlichen	 Einfuhrbedingungen	 der	
Europäischen	 Union	 genügt	 und	 dies	 in	 einer	
Gesundheitsbescheinigung	 der	 zuständigen	 Behörde	 des	
Ausfuhrlandes	 nachgewiesen	 wird,	 wobei	 die	 Kommission	
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förmlich	 anerkannt	 hat,	 dass	 diese	 Behörde	 die	 Einhaltung	 der	
Einfuhrbedingungen	 der	 Europäischen	 Union	 zuverlässig	
bescheinigen	kann.		
	
30	 Erklärung	 der	 Kommission	 zur	 Weiterführung	 der	 EU-
Rechtsvorschriften	über	genetisch	veränderte	Erzeugnisse	in	
Bezug	auf	Lebens-	und	Futtermittel	sowie	den	Anbau:		
Die	Kommission	bestätigt,	dass	das	CETA	nicht	mit	einer	Änderung	
der	EU-Rechtsvorschriften	hinsichtlich	der	Risikobewertung	und	
Zulassung,	 Kennzeichnung	 und	 Rückverfolgbarkeit	 genetisch	
veränderter	Lebens-	und	Futtermittel	gemäß	der	Verordnung	(EG)	
Nr.	1829/2003	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	über	
genetisch	 veränderte	 Lebensmittel	 und	 Futtermittel	 sowie	 der	
Verordnung	 (EG)	 Nr.	 1830/2003	 des	 Europäischen	 Parlaments	
und	 des	 Rates	 vom	 22.	 September	 2003	 über	 die	
Rückverfolgbarkeit	 und	 Kennzeichnung	 von	 genetisch	
veränderten	Organismen	und	über	die	Rückverfolgbarkeit	von	aus	
genetisch	 veränderten	 Organismen	 hergestellten	 Lebensmitteln	
und	Futtermitteln	sowie	zur	Änderung	der	Richtlinie	2001/18/EG	
des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	12.	März	2011	
über	 die	 absichtliche	 Freisetzung	 genetisch	 veränderter	
Organismen	 in	 die	 Umwelt	 und	 zur	 Aufhebung	 der	 Richtlinie	
90/220/EG	 des	 Rates	 verbunden	 ist.	 Hinsichtlich	 genetisch	
veränderter	Organismen	für	den	Anbau	gilt	nach	wie	vor	das	in	der	
Richtlinie	 2001/18/EG	 niedergelegte	 Zulassungsverfahren	 der	
EU,	und	die	Mitgliedstaaten	haben	nach	wie	vor	die	Möglichkeit,	
den	 Anbau	 genetisch	 veränderter	 Organismen	 (GVO)	 in	 ihrem	
Hoheitsgebiet	 unter	 den	 Bedingungen	 einzuschränken	 oder	 zu	
untersagen,	die	in	der	Richtlinie	(EU)	2015/412	des	Europäischen	
Parlaments	und	des	Rates	vom	11.	März	2015	zur	Änderung	der	
Richtlinie	2001/18/EG	festgelegt	sind.		
	

	
Schutz	der	öffentlichen	Daseinsvorsorge	

	
Gemeinsames	Auslegungsinstrument:	
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„Deshalb	 muss	 genau	 geprüft	 werden,	 wie	 im	 Detail	 die	
Negativliste	 und	 die	 Schutzregeln	 für	 die	 Daseinsvorsorge	
ausgestaltet	sind,	um	auch	mögliche	künftige	und	in	der	aktuellen	
Negativliste	noch	nicht	erfasste	Entwicklungen	in	der	öffentlichen	
Daseinsvorsorge	 vor	 dem	 Zwang	 zu	 Privatisierung	 und	
Liberalisierung	zu	schützen.	Dies	ist	ein	zentraler	Punkt,	der	in	
den	 weiteren	 Beratungen	 durch	 begleitende	 Klarstellungen	
sicherzustellen	ist.“	(S.	6)	
	
„...dass	 im	 Dienstleistungsbereich	 der	 Negativlistenansatz	 zu	
keinen	 unkontrollierten	 Liberalisierungen	 führt	 und	 ob	 die	
vorgesehenen	 Schutzvorbehalte	 tatsächlich	 alle	 Bereiche	 der	
Daseinsvorsorge	 ausreichend	 und	 umfassend	 sichern	 oder	 ggf.	
Ergänzungen	 nötig	 sind.	 Dienstleistungen	 im	 Allgemeinen	 und	
allgemeinen	wirtschaftlichen	Interesse	(Daseinsvorsorge)	müssen	
hieb	 und	 stichfest	 gesichert	 sein	 und	 es	 muss	 hinreichend	
Gestaltungsmöglichkeiten	 für	 die	 kommunalen	 Körperschaften	
geben.“	(S.	7)	
	
„Es	muss	sich	aus	dem	CETA-Vertrag	unmissverständlich	ergeben,	
dass	 bestehende	 und	 künftig	 entstehende	 Dienstleistungen	 der	
öffentlichen	Daseinsvorsorge	nicht	vom	Vertrag	erfasst	werden.“	
(S.	10)	
	

Öffentliche	Dienstleistungen		
a)	 Die	 Europäische	Union	 und	 ihre	Mitgliedstaaten	 und	Kanada	
bekräftigen	und	anerkennen	das	Recht	der	Regierungen	–	auf	allen	
Ebenen	–	auf	Erbringung	und	Unterstützung	der	Erbringung	von	
Dienstleistungen,	 die	 sie	 als	 öffentliche	 Dienstleistungen	
betrachten,	 auch	 in	 Bereichen	 wie	 öffentliche	 Gesundheit	 und	
öffentliches	 Bildungswesen,	 Sozialdienstleistungen	 und	
Wohnungswesen	sowie	Gewinnung,	Reinigung	und	Verteilung	von	
Wasser.		
b)	Das	CETA	hindert	die	Regierungen	nicht	daran,	die	Erbringung	
dieser	 Dienstleistungen	 im	 öffentlichen	 Interesse	 zu	
definieren	und	zu	regulieren.	Das	CETA	wird	die	Regierungen	
nicht	dazu	zwingen,	dass	sie	Dienstleistungen	privatisieren,	noch	
hindert	 es	 sie	 daran,	 die	 Bandbreite	 der	 von	 ihnen	 für	 die	
Öffentlichkeit	erbrachten	Dienstleistungen	zu	erweitern.		
c)	 Das	 CETA	 wird	 die	 Regierungen	 nicht	 daran	 hindern,	
öffentliche	 Dienstleistungen	 zu	 erbringen,	 die	 zuvor	 von	
privaten	 Dienstleistern	 erbracht	 wurden,	 oder	
Dienstleistungen,	 zu	 deren	 Privatisierung	 die	 Regierungen	
sich	entschlossen	hatten,	wieder	unter	öffentliche	Kontrolle	
zu	 bringen.	 Das	 CETA	 bedeutet	 nicht,	 dass	 die	 Vergabe	 einer	
öffentlichen	 Dienstleistung	 an	 private	 Erbringer	 diese	
Dienstleistung	 unwiderruflich	 zu	 einem	 Teil	 des	 gewerblichen	
Sektors	macht.		
	
29	 Erklärung	 der	 Kommission	 zu	 öffentlichen	
Dienstleistungen:		
Das	 Übereinkommen	 enthält	 keine	 Bestimmungen,	 welche	 die	
Fähigkeit	 der	 Europäischen	 Union	 und	 ihrer	 Mitgliedstaaten,	
öffentliche	 Dienstleistungen	 einschließlich	 Dienstleistungen	 von	
allgemeinem	 wirtschaftlichem	 Interesse	 zu	 definieren	 und	 zu	
erbringen,	beeinträchtigen.		
	Das	 Abkommen	 enthält	 keine	 Bestimmung,	 durch	 die	 das	
Funktionieren	 von	 Diensten	 von	 allgemeinem	
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wirtschaftlichem	 Interesse,	 die	 gemäß	den	Artikeln	 14	 und	
106	 des	 Vertrags	 über	 die	 Arbeitsweise	 der	 Europäischen	
Union,	 dem	 Protokoll	 Nr.	 26	 zum	 Vertrag	 über	 die	
Europäische	Union	 und	 dem	Vertrag	 über	 die	 Arbeitsweise	
der	 Europäischen	 Union	 und	 Artikel	 36	 der	 Charta	 der	
Grundrechte	 der	 Europäischen	 Union	 erbracht	 werden,	
verhindert	oder	beeinträchtigt	wird.		
	
Gemeinsames	Auslegungsinstrument:	
Wasser		
Das	CETA	verpflichtet	weder	Kanada	noch	die	Europäische	Union	
und	ihre	Mitgliedstaaten,	die	kommerzielle	Nutzung	von	Wasser	
zu	 erlauben,	 wenn	 sie	 dies	 nicht	 wünschen.	 Das	 CETA	 wahrt	
vollständig	 ihre	 Fähigkeit,	 über	 die	 Art	 der	 Nutzung	 und	 des	
Schutzes	der	Wasserressourcen	zu	entscheiden.	Ferner	wird	das	
CETA	nicht	verhindern,	dass	eine	Entscheidung,	die	kommerzielle	
Nutzung	von	Wasser	zu	erlauben,	rückgängig	gemacht	wird.		
		
8	Erklärung	der	Kommission	zu	Wasser:		
Die	 Kommission	 bekräftigt,	 dass	 CETA	 keine	 Bestimmungen	
enthält,	die	das	Recht	eines	Mitgliedstaats,	eigenständig	über	die	
Art	der	Verwendung	und	des	Schutzes	seiner	Wasserressourcen	
zu	 beschließen,	 beeinträchtigen.	 In	 Artikel	 1.9	 des	 CETA	 wird	
bekräftigt,	 dass	 das	 Abkommen	 keine	 Bestimmungen	 enthält,	
welche	 die	 Europäische	 Union	 verpflichten,	 die	 kommerzielle	
Nutzung	von	Wasser	gleich	zu	welchem	Zweck	zu	erlauben.	CETA	
würde	 in	 diesem	 Sektor	 nur	 dann	 anwendbar	 sein,	 wenn	 die	
Europäische	 Union	 oder	 ihre	 Mitgliedstaaten	 eigenständig	
beschließen,	die	kommerzielle	Nutzung	von	Wasser	zu	erlauben.		
		
Gemeinsames	Auslegungsinstrument:	
	Soziale	Sicherheit	oder	Sozialversicherung		
Kanada	 und	 die	 Europäische	 Union	 und	 ihre	 Mitgliedstaaten	
können	 die	 Erbringung	 öffentlicher	 Dienstleistungen	 wie	 der	



 13 

sozialen	 Sicherheit	 und	 der	 Sozialversicherung	 im	 öffentlichen	
Interesse	 regulieren.	 Die	 Europäische	 Union	 und	 ihre	
Mitgliedstaaten	 und	 Kanada	 bestätigen,	 dass	 verpflichtende	
Systeme	 der	 sozialen	 Sicherheit	 und	 Sozialversicherung	 gemäß	
Artikel13.2	Absatz	5	von	dem	Abkommen	ausgenommen	sind	oder	
auf	der	Grundlage	der	Vorbehalte,	die	die	Europäische	Union	und	
ihre	 Mitgliedstaaten	 und	 Kanada	 im	 Bereich	 der	 Sozial-	 und	
Gesundheitsdienste	 eingelegt	 haben,	 von	 den	
Liberalisierungsverpflichtungen	 des	 Abkommens	 ausgenommen	
sind.		
		

	
Durchsetzung	Nachhaltigkeitskapitel	
	
“Dabei	 muss	 auch	 geprüft	 werden,	 wie	 –	 unter	 Bezug	 auf	 die	
speziell	 hierfür	 bereits	 vorgesehene	 Revisionsklausel	 im	 CETA-
Vertrag	 –	 der	 bestehende	 Durchsetzungsmechanismus	
perspektivisch	 um	 Sanktionsmöglichkeiten	 erweitert	 werden	
kann.“		
	
	
„Im	 Rahmen	 des	 Beratungsprozesses	 ist	 ein	
Sanktionsmechanismus	bei	Verstößen	der	Partner	gegen	Arbeits-,	
Sozial-	 und	 Umweltstandards	 zu	 entwickeln.	 Die	 acht	 ILO-
Kernarbeitsnormen	müssen	ratifiziert	werden.	Der	soziale	Dialog	
ist	effektiv	auszugestalten,	sodass	das	Verfahren	zur	Durchsetzung	
von	 Standards	 wirkungs-voll	 genug	 ist	 und	 durch	
Sanktionsmöglichkeiten	ergänzt	wird.“	(S.	9/10)	
	
	
	
	
	
	

	
Gemeinsames	Auslegungsinstrument:	
Überprüfung	und	Konsultationen	der	Interessenträger		
a)	 Die	 Verpflichtungen	 im	 Zusammenhang	 mit	 Handel	 und	
nachhaltiger	 Entwicklung,	Handel	 und	Arbeit	 sowie	Handel	 und	
Umwelt	unterliegen	 speziellen	und	bindenden	Bewertungs-	und	
Überprüfungsmechanismen.	 Kanada	 und	 die	 Europäische	 Union	
und	 ihre	 Mitgliedstaaten	 sind	 fest	 entschlossen,	 diese	
Mechanismen	 während	 der	 gesamten	 Geltungsdauer	 des	
Abkommens	 effektiv	 zu	 nutzen.	Ferner	 sind	 sie	 entschlossen,	
eine	 frühzeitige	 Überprüfung	 der	 betreffenden	
Bestimmungen	einzuleiten,	auch	im	Hinblick	auf	die	effektive	
Durchsetzbarkeit	 der	 im	 CETA	 enthaltenen	 Bestimmungen	
über	Handel	und	Arbeit	sowie	Handel	und	Umwelt.		
b)	 Die	 Interessenträger,	 darunter	 Arbeitgeber,	 Gewerkschaften,	
Arbeitnehmervereinigungen	 und	 Unternehmensverbände	 sowie	
Umweltverbände	 spielen	 eine	 wichtige	 Rolle	 bei	 der	
Unterstützung	 der	 effektiven	 Umsetzung	 des	 CETA.	 Die	
Europäische	 Union	 und	 ihre	 Mitgliedstaaten	 und	 Kanada	
verpflichten	 sich,	 regelmäßig	 die	 Empfehlungen	 der	
Interessenträger	 einzuholen,	 um	 die	 Umsetzung	 des	 CETA	 zu	
bewerten.	 Sie	 setzen	 sich	 für	deren	aktive	Einbindung	ein,	 auch	
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„...dass	 die	 8	 ILO	 Kernarbeitsnormen	 ratifiziert	werden,	 der	
soziale	 Dialog	 gut	 ausgestaltet	 wird,	 das	 Verfahren	 zur	
Durchsetzung	 von	 Sozial-	 und	 Umweltstandards	 wirkungsvoll	
genug	ist	und	wie	es	perspektivisch	durch	Sanktionsmöglichkeiten	
ergänzt	werden	kann...“	(S.	7)	

durch	 die	 Einrichtung	 eines	 Zivilgesellschaftlichen	 Forums	 im	
Rahmen	des	CETA.		
		
Gemeinsames	Auslegungsinstrument:	
Arbeitsschutz		
a)	Das	CETA	verpflichtet	Kanada	und	die	Europäische	Union	und	
ihre	 Mitgliedstaaten,	 ihre	 Rechtsvorschriften	 und	 Strategien	 zu	
verbessern,	um	ein	hohes	Arbeitsschutzniveau	zu	gewährleisten.	
Das	 CETA	 sieht	 vor,	 dass	 sie	 ihr	 Arbeitsrecht	 nicht	 lockern	
können,	 um	 dem	 Handel	 Impulse	 zu	 verleihen	 oder	
Investitionen	 anzuziehen,	 und	 die	 Regierungen	 können	 im	
Falle	 eines	 Verstoßes	 gegen	 diese	 Verpflichtung	 Abhilfe	
schaffen,	ungeachtet	der	Frage,	ob	dadurch	die	Erwartungen	
oder	die	Gewinne	der	Investoren	negativ	beeinflusst	werden.	
Das	 CETA	 ändert	 nicht	 die	 Rechte	 der	 Arbeitnehmer	 auf	
Aushandlung,	 Abschluss	 und	 Durchsetzung	 von	
Kollektivverträgen	 und	 auf	 Durchführung	 kollektiver	
Maßnahmen.		
b)	 Das	 CETA	 verpflichtet	 die	 Europäische	 Union	 und	 ihre	
Mitgliedstaaten	 und	 Kanada	 zur	 Ratifizierung	 und	 wirksamen	
Umsetzung	 der	 grundlegenden	 Übereinkommen	 der	
Internationalen	 Arbeitsorganisation	 (ILO).	 Kanada	 hat	 sieben	
der	 grundlegenden	 Übereinkommen	 ratifiziert	 und	 hat	 das	
Verfahren	 zur	 Ratifizierung	 des	 verbleibenden	
Übereinkommens	 (Übereinkommen	 über	 das	
Vereinigungsrecht	und	das	Recht	auf	Kollektivverhandlungen,	
1949	(Nr.	98))	eingeleitet.		
	c)	 Das	 CETA	 schafft	 auch	 einen	 Rahmen	 für	 Kanada	 und	 die	
Europäische	Union	und	ihre	Mitgliedstaaten	zur	Zusammenarbeit	
in	 handelsbezogenen	 arbeitsrechtlichen	 Fragen	 von	
gemeinsamem	 Interesse,	 auch	 unter	 Einbeziehung	 der	 ILO	 und	
durch	einen	kontinuierlichen	Dialog	mit	der	Zivilgesellschaft,	um	
zu	 gewährleisten,	 dass	 das	 CETA	 den	 Handel	 in	 einer	 Weise	
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voranbringt,	 die	 den	 Arbeitnehmern	 zugutekommt	 und	
Maßnahmen	des	Arbeitsschutzes	unterstützt.		

Pariser	 Klimaschutzabkommen	 und	 globale	
Nachhaltigkeitsziele	
	
„Anders	als	 im	Prozess	der	WTO	 ist	 es	der	Staatengemeinschaft	
gelungen,	 im	 Jahr	 2015	 gemeinsam	 globale	Nachhaltigkeitsziele	
und	 das	 Pariser	 Klimaschutzabkommen	 zu	 beschließen.	 Unter	
Bezugnahme	auf	Art.	24.4	(Kapitel	Handel	und	Umwelt)	ist	durch	
die	 Vertragsparteien	 zu	 betonen,	 dass	 diese	 Abkommen	 von	
großem	 Wert	 sind	 und	 das	 CETA-Abkommen	 und	 die	 darin	
beschriebene	 Handels-	 und	 Wirtschaftspolitik	 sich	 an	 diesen	
Zielen	orientiert.“	(S.	10)	
	

	
Gemeinsames	Auslegungsinstrument:	
Das	 CETA	 verpflichtet	 die	 Europäische	 Union	 und	 ihre	
Mitgliedstaaten	 und	 Kanada,	 mit	 ihren	 Rechtsvorschriften	 und	
Strategien	ein	hohes	Umweltschutzniveau	 zu	gewährleisten	und	
zu	 fördern	und	diese	Rechtsvorschriften	und	Strategien	und	das	
damit	verbundene	Schutzniveau	weiter	zu	verbessern.		
Das	 CETA	 enthält	 Verpflichtungen	 in	 Bezug	 auf	 die	 nachhaltige	
Bewirtschaftung	der	Wälder	und	ein	nachhaltiges	Fischerei-	und	
Aquakulturmanagement.	 Es	 umfasst	 ferner	 Verpflichtungen	 zur	
Zusammenarbeit	 bei	 handelsbezogenen	 Umweltfragen	 von	
gemeinsamem	 Interesse	 wie	 Klimawandel,	wo	 die	 Umsetzung	
des	 Übereinkommens	 von	 Paris	 eine	 wichtige	 gemeinsame	
Verantwortung	 für	 die	 Europäische	 Union	 und	 ihre	
Mitgliedstaaten	und	Kanada	darstellen	wird.		
		

Für	uns	steht	zweifelsfrei	fest,	dass	unter	anderem	Kapitel	8	
(Investitionen)	nationale	Kompetenzen	berührt,	so	dass	die	
Regelungen	erst	nach	der	Beschlussfassung	in	Bundestag	und	
Bundesrat	gültig	sein	können.	(S.9)	

	

	36	 Erklärung	 der	 Kommission	 und	 des	 Rates	 zum	
Investitionsschutz	und	zum	Investitionsgerichtshof:		
Da	 alle	 diese	 Bestimmungen	 vom	 Umfang	 der	 vorläufigen	
Anwendung	 des	 CETA	 ausgenommen	 sind,	 bestätigen	 die	
Europäische	Kommission	und	der	Rat,	dass	sie	nicht	in	Kraft	treten	
werden,	 bevor	 alle	 Mitgliedstaaten	 das	 CETA	 gemäß	 ihren	
jeweiligen	verfassungsrechtlichen	Verfahren	ratifiziert	haben.		
	
Vom	 Kapitel	 8	 werden	 nur	 wenige	 Teile	 vorläufig	 angewendet	
(ausländische	 Direktinvestitionen)	 8.1	 bis	 8.8;	 8.13;	 8.15	 mit	
Ausnahme	von	dessen	Absatz	3,	und	8.16.	Alle	anderen	Teile	sind	
von	der	vorläufigen	Anwendung	ausgenommen	
	
	

 


